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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zur Unionsbürgerschaft 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. April 1989 zur 
Erklärung der Grundrechte und Grundfreiheiten^), 

— unter Hinweis auf seine Entschließung vom 14. Juni 1991 zur 
Unionsbürgerschaft^) , 

— in Kenntnis des Berichts seines Institutionellen Ausschusses 
und der Stellungnahme des Ausschusses für Recht und Bür- 
gerrechte (A3-0300/91), 

A. in der Erwägung, daß die Definition der Unionsbürgerschaft 
ein wesentliches und einigendes Element bei der Gründung 
der Europäischen Union ist und daß somit die Formulierung, 
die ihr die Regierungskonferenz über die Politische Union 
geben wird, wesentlich für die Bewertung der Ergebnisse 
ihrer Arbeiten sein wird, insbesondere angesichts der Tat- 
sache, daß die Union nicht nur auf den Beziehungen zwischen 
den Staaten, sondern auch auf den Beziehungen zwischen den 
Bürgern beruhen muß, 

B. in der Erwägung, daß das Statut eines Unionsbürgers nur im 
Rahmen eines Systems bestehen kann, das die Grundrechte 
achtet und allen die volle Entfaltung der Person gestattet, 

C. in der Erwägung, daß die Unipnsbürgerschaft gegenüber der 
Staatsbürgerschaft eines Mitgliedstaates ergänzenden Cha- 
rakter hat, 

D. in der Erwägung ferner, daß die Unionsbürgerschaft auf auto- 
nome Weise bestimmt werden muß, so daß ein eigenständiger 
Status für die Bürger geschaffen wird, 


1) ABI. Nr. C 120 vom 16. Mai 1989, S. 51. 

Teil II Punkt 18 des Protokolls von diesem Datum. 


Zugeleitet mit Schreiben des Generalsekretärs des Europäischen Parlaments - 33924 - vom 3. Dezember 1991. 
Das Europäische Parlament hat die Entschließung in der Sitzung vom 21. November 1 991 angenommen. 
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E. in der Erwägung, daß die Definition dieses Status vom „ge- 
meinschaftlichen Besitzstand" ausgehen muß und daß somit 
die volle Verwirklichung der Freizügigkeit, des Aufenthalts- 
rechts und des Rechts auf Ausübung politischer, wirtschaft- 
licher, berufhcher und sozialer Tätigkeiten im gesamten 
Hoheitsgebiet der Union unerläßlich ist, 

F. in der Erwägung, daß das wesentliche Element der Unionsbür- 
gerschaft das politische Verhältnis zur Union ist und daß sich 
folglich deren Legitimität von den Bürgern selbst herleitet und 
die Gesetze somit von den demokratisch gewählten Institutio- 
nen ausgehen müssen, und daß es daher zum Aufbau einer 
Union auf demokratischen Grundlagen unerläßlich ist, ein 
Gleichgewicht zwischen der Macht der Institutionen und den 
Bürgern herzustellen, 

G. in der Erwägung ferner, daß es das Hauptziel der Union sein 
muß, die Anwendung und Weiterentwicklung der Rechte der 
Bürger und die Ausübung ihrer Pflichten zu erleichtern, auch 
indem sie Situationen extremer Armut beseitigtf die die Entfal- 
tung der Person, sowohl als Einzelwesen als auch innerhalb 
von sozialen Gruppen und vor allem in der Familie, behindern, 

H. in der Erwägung ferner, daß die Einführung der Unionsbür- 
gerschaft die gesetzliche Festlegung eines Systems sozialer 
Rechte beinhaltet, 

L in der Erwägung, daß es in diesem Zusammenhang unerläß- 
lich ist, die Anerkennung wirtschaftlicher und sozialer Rechte 
auch für Nichtunionsbürger mit rechtmäßigem Wohnsitz zu 
gewährleisten, 

J. in der Erwägung, daß die Unionsbürgerschaft immer mehr auf 
einer fruchtbaren Begegnung und der Aufwertung der ver- 
schiedenen Kulturen sowie der Anerkennung der den euro- 
päischen Bürgern gemeinsamen politischen, moralischen und 
sozialen Werte beruhen muß, 

K. unter Bekräftigung schließlich seines negativen Urteils über 
den Stand der Arbeiten der Regierungskonferenz über die 
Politische Union auf diesem Gebiet und unter kritischem Hin- 
weis darauf, daß das in den Dokumenten der Präsidentschaf- 
ten der Konferenzen, die die Vorschläge des Parlaments zu 
ignorieren scheinen, vorgeschlagene Konzept der Unionsbür- 
gerschaft inhaltslos ist, 

I. schlägt vor, in den Vertrag über die Europäische Union fol- 
gende Artikel über die Unionsbürgerschaft einzufügen: 

a) Es wird die Unionsbürgerschaft eingeführt. Bürger der 
Union sind alle Bürger der Mitgliedstaaten. Die Union 
kann gewisse einheitliche Bedingungen für den Erwerb 
oder den Verlust der Staatsbürgerschaft der Mitgliedstaa- 
ten gemäß den für die Änderung des Vertrages vorgesehe- 
nen Verfahren festlegen. 

b) Die Union kann außerdem Bedingungen für den Erwerb 
oder den Verlust der Unionsbürgerschaft fesüegen. 
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c) Die Bürger der Union sind Inhaber der in diesem Vertrag 
vorgesehenen oder aufgrund dieses Vertrags festgelegten 
Rechte und Pflichten. Die einschlägigen Vertragsbestim- 
mungen sind, wenn nicht ausdrücklich anders angegeben, 
unmittelbar anwendbar. 

d) Die Union gewährleistet die Ausübung der Rechte ihrer 
Bürger und sorgt dafür, daß diese ihre Pflichten wahrneh- 
men. Sie fördert die Weiterentwicklung der Rechte über 
die Unionsbürgerschaft, insbesondere unter Berücksich- 
tigung der Fortschritte beim Aufbau der Europäischen 
Union. 

e) Die Bürger der Union üben die Befugnisse aus, die ihnen 
durch diesen Vertrag übertragen werden, da sich aus 
ihnen die Legitimität der Gemeinschaft ableitet, und kön- 
nen sich über soziale Vereinigungen, politische Parteien, 
Gewerkschaftsorganisationen und auf jede andere mit der 
Achtung der Grundrechte und Grundfreiheiten zu verein-, 
barenden Weise gemäß den Verfassungsbestimmungen 
und Rechtsvorschriften des Staates, in dem diese Tätigkei- 
ten ausgeübt werden, in den Mitgliedstaaten und in der 
Union am politischen Leben beteiligen. 

f) Unbeschadet der im Herkunftsland vorgesehenen Rechte 
haben die Bürger bei Kommunalwahlen und den Wahlen 
zum Europäischen Parlament im Wohnland zu den für die 
Bürger dieses Staates geltenden Bedingungen das aktive 
und passive Wahlrecht. Das Gesetz legt bis zum 31. De- 
zember 1993 die Modalitäten für die tatsächliche Aus- 
übung dieser Rechte fest, wobei den spezifischen Proble- 
men einiger Mitgliedstaaten Rechnung getragen wird. 

Jeder Bürger hat im Hinblick auf Mitsprachemöglichkei- 
ten, die ihm in einem anderen Mitgliedstaat gegeben sind, 
dieselben Rechte wie die Bürger dieser Mitgliedstaaten, 
sofern seine Interessen berührt werden. 

g) Die Unionsbürger haben das Recht, durch ihre in allgemei- 
ner unmittelbarer Wahl gewählten Vertreter an der Aus- 
arbeitung der Gesetze mitzuwirken. 

h) Die Bürger der Union und ihre Familien und zu den durch 
Unionsgesetz festgelegten Bedingungen die anderen in 
einem Mitgliedstaat ansässigen Personen haben das 
Recht, sich frei im gesamten Hoheitsgebiet der Union zu 
bewegen und aufzuhalten; sie haben ferner das Recht, 
gleichberechtigt mit den Bürgern des betreffenden Mit- 
gliedstaates jede legitime Tätigkeit auszuüben; insbeson- 
dere können sie ohne jegliche Diskriminierung jede beruf- 
liche und wirtschaftliche Tätigkeit ausüben; die Union be- 
seitigt die rechtlichen Hindernisse für die tatsächliche 
Ausübung dieser Freiheitsrechte und verfolgt eine Pohtik, 
die auf die Beseitigung der anderen Hindernisse abzielt. 

i) Die Bürger der Union haben das Recht, Waren in jedem 
Mitgliedstaat der Union zu den dort geltenden Bedingun- 


3 



Drucksache 12/1787 


Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


gen zu erwerben und sie ohne weitere Formalitäten und 
Zahlungen zum eigenen Gebrauch in jedes andere Mit- 
gliedsland der Gemeinschaft zu verbringen. 

j) Die Union gewährleistet die Gleichheit ihrer Bürger vor 
dem Gesetz, verbietet alle Diskriminierungen zwischen 
Personen und Personengruppen und fördert insbesondere 
die Chancengleichheit. 

k) Die Bürger haben das Recht auf eine rechtmäßige und 
transparente Verwaltung, die über die erforderliche Effi- 
zienz verfügt und die Verantwortung für die Akte über- 
nimmt, die für Dritte von Nachteil sind. 

Die Transparenz der öffentlichen Verwaltung wird unter 
anderem mit Hilfe des Rechts der Bürger auf Zugang zu 
den Verwaltungsakten und auf Unterrichtung über die 
Tätigkeit der Verwaltung gewährleistet. 

l) Die Bürger haben Anspruch darauf, daß ihnen der diplo- 
matische Schutz in angemessenen Fällen und nach den bis 
zum 31. Dezember 1993 durch Gesetz und einschlägige 
internationale Übereinkommen festgelegten Modalitäten 
nicht nur von dem Herkunftsland, sondern auch von den 
Mitgliedstaaten und der Union gewährleistet wird. 

m) Die Bürger haben das Recht, Petitionen an das Euro- 
päische Parlament gemäß den von diesem beschlossenen 
Verfahren zu den in die Zuständigkeit der Union fallenden 
Bereichen zu richten. Wenn sich die Petition auf einen 
Konflikt mit der Verwaltung der Union oder mit einer 
nationalen Verwaltung, die im Namen der Union handelt, 
bezieht und der Verfasser dies ausdrücklich fordert, so 
kann ein vom Europäischen Parlament in seinen Reihen 
und gemäß seiner Geschäftsordnung bestimmtes Organ 
die Funktion eines Mittlers wahmehmen, wenn es die Peti- 
tion für begründet hält; die Ausübung dieses Rechts durch 
den Bürger schließt den Rückgriff auf die einschlägigen 
Beschwerdeverfahren nicht aus. 

n) Die Bürger unterliegen sowohl den Gesetzen der Union als 
auch den Gesetzen der Mitgliedstaaten; 

2. schlägt vor, in diesen Vertrag folgende Artikel über die 

Grundrechte und sozialen Rechte einzufügen: 

a) Die Union gewährleistet, fördert und entwickelt die Ach- 
tung der Grundrechte und Grundfreiheiten, legt die Moda- 
litäten für ihre uneingeschränkte Ausübung fest und be- 
seitigt die Hindernisse, die dem entgegenstehen. 

b) Das Europäische Parlament erstellt - auf der Grundlage 
seiner Entschließung vom 12. April 1989 zur Erklärung der 
Grundrechte und Grundfreiheiten^), die in der Entschlie- 
ßung vom 22. November 1990 zu den Regierungskonferen- 
zen im Rahmen der Strategie des Europäischen Parlaments 


3) ABI. Nr. C 120 vom 16. Mai 1989, S. 53. 
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für die Europäische Union^) noch einmal aufgegriffen 
wurde - in Zusammenarbeit mit den nationalen Parlamen- 
ten einen Katalog der Grundrechte, der nach der Annahme 
durch die nationalen Parlamente in Kraft tritt. Die Nicht- 
einbeziehung von Rechten in diesen Katalog, die vom Ge- 
richtshof festgestellt oder in für die Mitgliedstaaten oder 
die Union verbindliche Übereinkommen, einschließlich 
der Europäischen Konvention zum Schutze der Menschen- 
rechte und Grundfreiheiten, aufgenommen wurden, be- 
einträchtigt jedoch nicht deren uneingeschränkte Ach- 
tung. 

c) Die Union fördert den Abschluß internationaler Überein- 
kommen über den Schutz der Grundrechte und Grundfrei- 
heiten. 

d) Jeder Mitgliedstaat ist zur uneingeschränkten Achtung 
der Grundrechte und Grundfreiheiten verpflichtet. Kein 
Staat kann der Union angehören, wenn er sich nicht an 
diese Verpflichtung hält. 

Die Union und ihre Mitgliedstaaten verpflichten sich zur 
Achtung der Grundrechte, wie sie sich insbesondere aus 
den Verfassungen der Mitgliedstaaten sowie der Europäi- 
schen Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten, welche von der Union übernommen wer- 
den, ergeben. Die Union legt die Modalitäten fest, nach 
denen die Bürger der Union und diejenigen, die diesen 
Status nicht besitzen, die im vorliegenden Artikel gewähr- 
ten Rechte geltend machen können. 

e) Jeder, der sich in seinen Grundrechten oder Grundfreihei- 
ten durch die Institutionen der Union oder durch einen 
Mitgliedstaat verletzt sieht, kann, sofern im letztgenann- 
ten Fall alle internen Rechtsmittel erschöpft wurden oder 
zu einem Ergebnis geführt haben, das nicht im Einklang 
mit dem Erfordernis des uneingeschränkten Schutzes die- 
ser Rechte und Freiheiten steht, den Gerichtshof anrufen. 

f) Das Gesetz bestimmt die im gesamten Hoheitsgebiet der 
Union geltenden sozialen Rechte unter Beachtung der ein- 
schlägigen internationalen Übereinkommen und unbe- 
schadet günstigerer Bestimmungen, die in den einzelnen 
Mitgliedstaaten angewendet werden; 

3. schlägt außerdem vor, im Vertrag die folgenden Bestimmun- 
gen über die Rechte von Volks- und Sprachgruppen zu veran- 
kern: 

a) Die Union und ihre Mitgliedstaaten erkennen in dem 
Bewußtsein, daß der Reichtum des europäischen Kultur- 
erbes im wesentlichen aus seiner Vielfalt besteht, die Exi- 
stenz von ethnischen und/oder sprachlichen Minderhei- 
tengruppen auf ihrem Hoheitsgebiet an. Sie ergreifen die 
zur Erhaltung und freien Entfaltung ihrer sprachlichen und 
kulturellen Identität notwendigen Maßnahmen. 


ABI. Nr. C 324 vom 24. Dezember 1990, S. 219. 
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b) Die Union und ihre Mitgliedstaaten erkennen diesen 
Gruppen das Recht auf demokratische Selbstverwaltung 
zu. Um die Entfaltung der Identität von Volks- und Sprach- 
gruppen, die seit jeher auf dem Hoheitsgebiet der Mit- 
gliedstaaten ansässig sind, und ein gutes Zusammenleben 
in den betreffenden Regionen zu fördern, verpflichten sich 
die Union und ihre Mitgliedstaaten zu besonderen Garan- 
tien zwecks Verwirklichung der Gleichbehandlung der 
Bürger und ergreifen besondere Vorkehrungen zum 
Schutz und zur Förderung der Minderheitensprachen, der 
kommunalen und regionalen Selbstverwaltung bzw. der 
Selbstverwaltung einzelner Gruppen sowie der interregio- 
nalen - auch grenzüberschreitenden - Zusammenarbeit; 

4. schlägt außerdem in bezug auf die Nichtunionsbürger fol- 
gende Artikel vor: 

a) Der Rat legt einstimmig auf Vorschlag der Kommission 
und nach vorheriger Zustimmung des Europäischen Parla- 
ments den Begriff „Personen mit Wohnsitz in der Union" 
fest. 

b) Das Gesetz legt die Kriterien für die Zulassung von Aus- 
ländern mit rechtmäßigem Wohnsitz zur Ausübung wirt- 
schaftlicher und beruflicher Tätigkeiten im gesamten 
Hoheitsgebiet der Union fest. Es sieht nach Erfüllung die- 
ser Kriterien eine völlige Gleichstellung mit den Bürgern 
der Union einschließlich bei der Ausübung einer abhän- 
gigen Beschäftigung vor. Es legt auch die politischen 
Rechte der Ausländer fest; 

5. fordert, daß ab 31. Dezember 1992 an den Binnengrenzen 
keine systematischen Grenzkontrollen mehr durchgeführt 
werden. Die notwendigen Maßnahmen im Hinblick auf die 
öffentliche Ordnung, die öffentliche Sicherheit und die Ver- 
waltungsvorschriften werden bis zu diesem Zeitpunkt ge- 
troffen; 

6. fordert, daß die Union die Maßnahmen trifft, die sie in den 
Bereichen der Verbrechensbekämpfung und -Verhütung 
sowie der Zusammenarbeit von Polizei und Justiz für notwen- 
dig erachtet; 

7. unterstreicht die Notwendigkeit, die Achtung der Menschen- 
rechte bei der Ausweitung der Zusammenarbeit zwischen den 
Polizeidiensten und beim Austausch vertraulicher Informatio- 
nen uneingeschränkt zu gewährleisten; 

8. beauftragt seine zuständigen Ausschüsse, das Verhältnis zwi- 
schen Unionsbürgerschaft und Entwicklung der europäischen 
Kultur unter Beachtung und Aufwertung der nationalen und 
lokalen Verschiedenheiten anzugehen; 

9. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, 
der Kommission, den Regierungskonferenzen sowie den 
Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu über- 
mitteln. 
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